
Tatsachen und viel mit dem wachsenden
Unvermögen zu tun, sich mit der Person
George W. Bush und der politischen Land-
schaft in den USA ernsthaft auseinander
zu setzen.

Tatsächlich sind wichtige Facetten des
Politikers George W. Bush, die von Kriti-
kern zum Aufbau von Vorurteilen genutzt
werden, Zeichen eines Politikstiles, der
sich deutlich von dem seines Vorgängers
Bill Clinton und auch vom dem vieler eu-
ropäischer Politiker unterscheidet. Zwei
Dimensionen sind zentral, um George W.
Bushs Politikansatz zu verstehen: seine
Interpretation der Präsidentschaft als
Topmanagement-Position Chief Executive
Officer (CEO) und sein Verständnis von
Moral in der Politik. Die Fehleinschätzung
seiner Politik in diesen zentralen Fragen
war meiner Meinung nach ein wichtiger
Faktor für das Versagen der transatlanti-
schen Diplomatie in der Irak-Krise.

Der Präsident als CEO
George W. Bush ist der erste Präsident 
der Vereinigten Staaten mit einer Master
of Business Administration-Ausbildung
(Harvard Business School Class of 1975).
Er hat signifikante Erfahrungen aus der
Privatwirtschaft, und die Art, wie er Poli-
tik managt, ist typisch für die Rolle eines
CEO in einem Unternehmen. Mit dieser
Erfahrung steht Bush in seiner Adminis-
tration nicht allein – von Dick Cheney über
Donald Rumsfeld und Don Evans (Com-
merce) bis zu John Snow (Treasury) haben
viele seiner engsten Mitarbeiter ähnliche
Erfahrungen. Es ist auch typisch für eine

Politik wird von Personen gemacht, und
so ist es kein Zufall, dass auch in der deut-
schen Diskussion über die amerikanische
Außenpolitik gern stark personalisiert
wird. Das war bei Ronald Reagan so, und
auch bei George W. Bush wird die Bewer-
tung der Politik stark mit der Bewertung
der Person verknüpft. Was ist charakte-
ristisch für George W. Bush und seinen
Politikstil, und welche Konsequenzen er-
geben sich daraus für das deutsch-ameri-
kanische Verhältnis?

In vieler Hinsicht ist George W. Bush
als ein anderer Typ Politiker gewählt
worden; ein Typ, der sich deutlich vom
traditionellen, auch deutschen, Modell
unterscheidet. Die Diskussion der Person
George W. Bush sollte allerdings nicht da-
hingehend missverstanden werden, dass
sich die amerikanische Außenpolitik nur
auf ihn als Individuum reduzieren ließe.
Zum einen ist George W. Bush das zen-
trale Beispiel für eine ganze Gruppe von
US-Politikern – nicht nur der Republika-
ner, die einen ähnlichen Politikstil vertre-
ten. Zum anderen definieren klassische
Faktoren der Außenpolitik weiterhin den
Kontext, in dem sich die Entscheidungen
der Person George W. Bush bewegen.

George W. Bush ist, nicht nur in
Deutschland, die Zielscheibe massiver
Kritik: Er sei dumm, ein Büttel der Neo-
konservativen und Großindustrie, ein re-
ligiöser Eiferer und so weiter. Über die ty-
pischen antiamerikanischen Eiferer hi-
naus hat diese Stimmung unterschwellig
auch die Diskussion im Zentrum der deut-
schen Politik beeinflusst. Sie hat wenig mit
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zunehmende Anzahl von Gouverneuren,
zum Beispiel Mitt Romney in Massachu-
setts oder Craig Benson in New Hamp-
shire, sowie für andere Politiker auch un-
ter den Demokraten. Die Rekrutierung
von Personen aus der Wirtschaft in hohe
Ämter der Regierung hat in den USA eine
lange Tradition; die Interpretation politi-
scher Führungspositionen als Manage-
mentaufgaben war jedoch selten so offen-
sichtlich. Drei Kernthemen bestimmen
Bushs Führungsstil und das Verhältnis zu
seinem Kabinett und den Spitzen der öf-
fentlichen Verwaltung: Fokus, Delegation
und Handlungsorientierung.

Fokus: Erfolgreiche CEOs konzentrie-
ren sich auf wenige Kernziele ihrer Orga-
nisation und wiederholen diese Ziele
ständig in ihrer Kommunikation nach in-
nen und außen. Kompromisse an diesen
Zielen gibt es nicht – auch nicht, wenn das
den Verzicht auf eine weitere Resolution
des UNO-Sicherheitsrates bedeutet. Für
viele Deutsche wirkt dieser Fokus auf we-
nige Ziele als zu begrenzt, um der Kom-
plexität von Politik gerecht zu werden.
Außerdem wirkt die Bestimmtheit bei der
Durchsetzung dieser Kernziele als arro-
gant. Es ist in erster Linie der Versuch,
trotz der Komplexität und mangelnden
Kontrollierbarkeit von Politik Wirkung
und Erfolge zu erzielen.

Delegation: Erfolgreiche CEOs lassen
Freiräume bei der Wahl der Mittel und
Wege, nachdem sie die Richtung bestimmt
haben. Die Rolle des CEO ist nicht die Um-
setzung, sondern das Bestimmen der stra-
tegischen Richtung und die Auswahl der
Personen, die diese Ziele durch praktische
Handlungen erreichen können. Die Mili-
tärstrategie im Irak war ein gutes Beispiel
dafür, dass Bush dem Pentagon weit rei-
chende Entscheidungsvollmachten gege-
ben hat. In Deutschland schafft die Dele-
gation auch wichtiger taktischer Entschei-
dungen den Eindruck von intellektueller
Schwäche und der Abhängigkeit von be-
stimmten Gruppen, zum Beispiel den

„Neokonservativen“. Wiederum ist es der
Versuch, durch die Konzentration auf die
Kernaufgaben des Präsidenten mehr Wir-
kung und Effizienz zu erzielen, statt durch
die Diskussion der taktischen Umsetzung
gelähmt zu werden.

Handlungsorientierung: Erfolgreiche
CEOs dringen auf Handlungsorientie-
rung, die messbare Fortschritte auf dem
Weg zur Zielerreichung garantiert. Der
Verlass auf lange Prozesse zur wissen-
schaftlichen Erarbeitung der „optimalen“
Lösung ist gering. Stattdessen ist die Be-
reitschaft zur Entscheidung unter Risiko
für das Machbare ein Kernelement dessen,
was für die Amerikaner „Leadership“ aus-
macht. Auch bei der Beurteilung anderer
zählt mehr die Fähigkeit zur Handlung als
das diplomatische Wort. In Deutschland
wird dieses Verhalten als Ursache über-
eilter und wenig reflektierter Handlungen
angesehen. Es ist jedoch in vieler Hinsicht
Reflektion einer anderen Abwägung zwi-
schen den Folgen von Nichthandeln und
Handeln unter Unsicherheit. Gerade in
der Frage von fortgesetzten Inspektionen
wurde dies in der Irak-Krise deutlich.

Politik und Moral
George W. Bush wurde, jedenfalls von
seinen Wählern, in vieler Hinsicht als
Gegensatz zur Person Bill Clinton ge-
wählt. Diese Entscheidung hatte auch mit
der Suche nach einer neuen Moralität in
der Politik zu tun.

Unter Bill Clinton wurde der Gegensatz
zwischen seiner privaten Moral und dem
moralischen Anspruch seiner Politik im-
mer wieder diskutiert. Persönlich genoss
Clinton wenig Vertrauen, seine Politik
konnte sich aber dennoch auf breite öf-
fentliche Zustimmung stützen. Dieser
Gegensatz wurde denen zum Verhängnis,
die Clinton wegen seines privaten Ver-
haltens aus dem Weißen Haus drängen
wollten. Bushs private Moral gilt dagegen
als wenig zweifelhaft. Sein Erfolg bei der
Bewältigung eigener Schwächen (Alko-
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holismus) gibt ihm in den Augen vieler
Amerikaner besondere Glaubwürdigkeit.
Bushs eigener Anspruch an die Moralität
seiner Politik ist ohne Zweifel hoch, auch
wenn viele Kritiker dies infrage stellen.

Bill Clinton wurde immer wieder der
Vorwurf gemacht, dass seine moralischen
Bedenken gegen den Einsatz von Gewalt
zum Beispiel in Ruanda und Bosnien/Ko-
sovo am Ende einen hohen humanitären
Preis hatten. George W. Bush verfolgt eine
deutlich andere Linie: Militärische Gewalt
ist gerechtfertigt, wenn sie zu Frieden und
Freiheit führen. Über ihren Einsatz wird
nach Zweckmäßigkeit entschieden – sind
die Kosten und Risiken vertretbar, was
sind die Alternativen –, nicht nach mora-
lischen Kategorien, die für die Beurteilung
der politischen Ziele wichtig sind. Die Na-
tional Security Strategy (NSS) wendet die-
sen Ansatz in weiten Teilen auf die au-
genblickliche weltpolitische Lage an.

Der 11. September 2001 
als Katalysator
Die Erfahrung der Terroranschläge des 11.
September in New York und Washington
waren der Katalysator, der den Politikstil
von Bush weit deutlicher als zuvor in den
Vordergrund gedrängt hat. Bush hat die
Verteidigung der Sicherheit des amerika-
nischen Volkes in einer fundamental
neuen weltpolitischen Lage als zentrale
Herausforderung begriffen, in der sich
sein Politikstil bewähren muss: „In our
grief and anger we have found our mis-
sion and our moment.“ Zum ersten Mal
erleben die Amerikaner eine direkte Be-
drohung in ihrem Heimatland – zu Recht
wird immer wieder auf die tief greifende
Wirkung dieser neuen Realität hingewie-
sen. Die zentrale Rolle von Führung – po-
litisch, organisatorisch und moralisch – in
dieser Situation steht für Bush außer Frage.

Konsequenzen
George W. Bushs Politikstil hat Konse-
quenzen für das transatlantische Verhält-

nis, wie immer man die Stärken und
Schwächen seines Stiles auch einschätzt:
Der Vorrat der Gemeinsamkeiten wird
weiter verringert, und die Tendenz zu uni-
lateraler Politik der USA wird größer. Ers-
tens ist der Politikertyp, für den George W.
Bush in den USA kennzeichnend ist, in Eu-
ropa so gut wie nicht vorhanden. Und das
wird weiterhin die Kommunikation be-
hindern, wenn nicht beide Seiten diesen
Unterschied zu akzeptieren lernen. Zwei-
tens wird der Gegensatz zwischen einer
Moral der Ziele in den USA und einer Mo-
ral der Mittel in Westeuropa eine Quelle
steter Irritation bleiben, wenn wie bisher
die moralische Integrität der jeweils an-
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deren Seite fundamental infrage gestellt
wird. Ohne die Klammer des Ost-West-
Gegensatzes könnten diese Kommunika-
tionsprobleme zu mehr als atmosphäri-
schen Verstimmungen führen, die eine po-
sitive Neudefinition der transatlantischen
Beziehungen im 21. Jahrhundert gefähr-
den.

Für die deutsch-amerikanischen Bezie-
hungen wurde in der Irak-Krise deutlich,
wie sehr das gegenseitige Verständnis in
den letzten Jahren schon geschwunden ist.
Die Gründe sind vielschichtig, aber haben
wiederum auch mit der Person der jewei-
ligen Regierungschefs zu tun. Gerhard
Schröder wird von vielen in Washington
als typisches Beispiel der Clinton-Ära an-
gesehen; ein Schönwetterpolitiker ohne
moralischen Kompass, der von den „wirk-
lichen“ Herausforderungen der Gegen-
wart überfordert ist. Das Verhalten – we-
niger als die Position – der Schröder-Re-
gierung in der Irak-Frage wird als schäd-
lich, naiv und für ein Land unserer Größe
und Bedeutung als unangemessen ange-
sehen. Natürlich gibt es auch massive
Kritk an der Position selbst: Vor dem
Hintergrund der amerikanischen Rolle bei
der deutschen Wiedervereinigung und
der deutschen Erfahrung mit einer Dikta-

tur, die erst viel zu spät auf entschlosse-
nen internationalen Widerstand traf, gibt
es Unverständnis über die deutsche Poli-
tik. Aber unterschiedliche Meinungen gel-
ten als normales Moment der politischen
Diskussion, während unprofessionelles
Politikmanagement Zweifel an der gene-
rellen Handlungsfähigkeit einer Regie-
rung nährt.

In Washington macht derweil die 
folgende scherzhafte Beschreibung der
US-Politik nach dem Irak-Krieg die
Runde: „Bestrafe die Franzosen, verzeihe
den Russen, ignoriere die Deutschen.“ Es
wird dauern, bis Deutschland von den
USA wieder als rationaler Partner ange-
sehen wird. Die Wirtschaftsbeziehungen
betrifft das nur begrenzt. Minister Cle-
ment konnte bei seinem Goodwill-Besuch
in Washington im Frühsommer 2003 er-
fahren, dass US-Manager nicht aus politi-
schen Gründen für sie profitable Ge-
schäfte mit deutschen Unternehmen
unterlassen werden. Wirtschaftsbezie-
hungen mit politischem Kapital zu ver-
wechseln wäre jedoch ein Fehler. Dank
Größe und Lage werden wir immer eine
wichtige Rolle spielen; aber die Möglich-
keit, als ein enger Freund Einfluss auf die
USA zu nehmen, ist deutlich gesunken.
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Entfremdung?

„Auch heute sagt noch die Mehrheit der Deutschen: Die Amerikaner brauchen uns,
und wir brauchen die Amerikaner. 69 Prozent vertreten diese Ansicht, nur 17 Pro-
zent widersprechen. Doch viele Deutsche bezweifeln, dass die Partnerschaft mit den
Vereinigten Staaten von beiderseitiger Sympathie getragen ist. Bei der Frage ,Glau-
ben Sie, dass die Amerikaner uns Deutsche eigentlich mögen, oder mögen sie uns
nicht besonders?‘ zeigt sich die Bevölkerung gespalten. 32 Prozent meinen, die
Amerikaner mögen die Deutschen, 31 Prozent glauben das nicht. 1989 waren noch
55 Prozent von der Sympathie der Amerikaner für die Deutschen überzeugt.“

Elisabeth Noelle zu Allensbach-Umfragen über die deutsch-amerikanische Freund-
schaft am 23. Juli 2003 in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung
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